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Liebe Leserinnen und Leser, 
  

für alle heutigen und künftigen Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten war die vergangene Woche eine wichtige. Unser 

Kanzlerkandidat Martin Schulz, bis vor kurzem noch Präsident 

des Europäischen Parlaments, kann nun zur rechten Zeit für die 

Aufbruchsstimmung sorgen, die nach über elf Jahren mit Angela 

Merkel als Bundeskanzlerin dringend nötig ist. In einer Zeit,  in 

der Donald Trump die US-Politik auf einen ungewissen, besorg-

niserregenden Kurs bringt; in der die europäische Idee sich einer 

großen Skepsis ausgesetzt sieht; in der Tabus in Sachen Weltof-

fenheit, Toleranz und Verantwortung mithin anstandslos gebro-

chen werden, ist Martin Schulz als überzeugter Europäer, auf-

richtiger Sozialdemokrat und besonnener Politiker ein hervorra-

gender Kandidat. Mit Hochachtung erinnere ich mich daran, wie 

Martin als Parlamentspräsident den griechischen Abgeordneten 

Eleftherios Synadinos aufgrund von dessen rassistischer Hetze 

des Saals verwies. Und mit Zuversicht blicke ich auf die kom-

menden Monate, in denen er mit seiner überzeugenden, positi-

ven Art die Menschen für sich und das sozialdemokratische Re-

gierungsprogramm begeistern wird. Ich werde ihn dabei mit al-

ler Kraft unterstützen. 

Ein anderer verdienter Sozialdemokrat hat sich indes verab-

schiedet: Nach Frank-Walter Steinmeiers letzter Rede im Bun-

destag als Außenminister gab es fraktionsübergreifend ste-

hende Ovationen. Frank-Walter war ein herausragender Außen-

minister, der sich unermüdlich für friedliche Konfliktlösungen in 

bester diplomatischer Manier eingesetzt hat. Ich bin überzeugt, 

er wird ein ebenso herausragender Bundespräsident sein! 

 

In meiner Rede zu Protokoll habe ich zur Modernisierung der 

Überwachung übertragbarer Krankheiten Stellung bezogen. Die 

EHEC-Epidemie 2011 hat dringenden Handlungsbedarf aufge-

zeigt: Meldekette und Informationsmanagement über die Über-

tragungswege von ansteckenden Krankheiten müssen verbes-

sert werden! Die komplette Rede finden Sie unter 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/18/18215.pdf (S. 193). 

Ihre 
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Die SPD-Bundestagsfraktion lud am Mittwoch 
zur Konferenz „Muslime in Deutschland - Wege 
zur gerechten Teilhabe“. Es hat mich sehr ge-
freut, dort die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer aus meinem Wahlkreis treffen zu können: 
Ana Maria Benevides-Werner aus dem Integra-
tionsbeirat Bad Kissingen, Moawi Laila und 
Hafida Kirmsse, beide aktiv im Interkulturellen 
Kreis im Mehrgenerationenhaus in Bad Kissin-
gen (v.l.n.r.).  

Fotos  

der Woche   

 
Für seine Entscheidung, das Wohl und den Erfolg der SPD 
über seinen eigenen, persönlichen Erfolg zu stellen, ge-
bührt Sigmar Gabriel unser aller Respekt und Anerken-
nung. Nur Wenige beweisen in wichtigen Momenten der 
Entscheidung solche Größe. 
Gleichzeitig freue ich mich über einen Kanzlerkandidaten 
Martin Schulz und auf einen erfolgreichen Wahlkampf. 
Lasst uns nun also hart dafür arbeiten und kämpfen, dass 
der Kanzler unseres Landes nach dem 24. September 
Martin Schulz heißt! Auf geht‘s! 

Statement 
der Woche 

Mit mir wird es kein Bashing von Min-

derheiten oder von Europa geben und 

ich sage heute schon allen Populisten 

und Radikalen den Kampf an.  

Ich will unsere soziale Demokratie ver-

teidigen! 
Martin Schulz, MdEP 

Highlights 
der nächsten Wochen 

Wann Wo Was 

 
Mo,  
30.1.  

 
12 .30 h  

 
Berufs -
b i ldungs-
zentrum 
Münner -
stadt  

 
Teamtag und 
Gesprächskre is  
BBZ „Perspekt iven  
nach der  
Kinderpf lege“   

 
So,  
12 .2.  

 
10 h  

 
Bundestag  

 
16 .  Bundesver -
sammlung zur  
Wahl  des  Bundes-
präsidenten  
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TOP-THEMA 
 

Gabriel: Der wirtschaftliche Erfolg ist 

der Erfolg der Menschen in 

Deutschland 

Das Wichtigste zusammengefasst: Der Jahres-
wirtschaftsbericht 2017 macht deutlich: Die 
deutsche Wirtschaft befindet sich in einer sehr 
guten Verfassung. 2016 ist das Bruttoinlands-
produkt um preisbereinigt 1,9 Prozent und da-
mit so stark wie seit 2011 nicht mehr gestiegen. 
Auch 2017 wird eine Steigerung erwartet. Ein 
hohes Maß an gesamtgesellschaftlicher Lebens-
qualität erfordert, dass möglichst viele an der 
positiven wirtschaftlichen Entwicklung teilha-
ben. Die Koalition stärkt durch ihre Politik ganz 
bewusst die Grundlagen für inklusives Wachs-
tum, gesellschaftlichen Zusammenhalt und 
hohe Lebensqualität. Die SPD-Fraktion dringt 
angesichts der guten Lage auf mehr Investitio-
nen in Bildung und Infrastruktur. 

 
Drei Jahre lang hatte er an dieser Stelle immer 
positive Nachrichten zu vermelden, drei Jahre 
ging es bergauf, Schritt für Schritt. An diesem 
Donnerstag hat er sich als Bundeswirtschaftsmi-
nister verabschiedet. 
 
Zum letzten Mal hat Sigmar Gabriel den Jahres-
wirtschaftsbericht im Bundestag vorgestellt. 
Zum letzten Mal verkündete er Rekordzahlen 
am Arbeitsmarkt und beim Bruttoinlandspro-
dukt. Die Zahl der Erwerbstätigen wird sich 
demnach nochmals um 320.000 auf mehr als 
43,8 Millionen Menschen erhöhen. Die deut-
sche Wirtschaft wird laut Bericht 2017 um 1,4 
Prozent zulegen. 
 
Nun wechselt Sigmar Gabriel ins Auswärtige 
Amt, seine Nachfolgerin im Wirtschaftsressort 
wird die erfahrene SPD-Politikern und bisherige 
Staatssekretärin Brigitte Zypries. Ihr Nachfolger 
wiederum wird der SPD-Abgeordnete und Wirt-
schaftspolitiker Dirk Wiese. 
 
Gabriel erklärte in seiner Rede, weshalb wirt-
schaftlicher Erfolg mit sozialer Gerechtigkeit zu-
sammenhängt, mit Teilhabe. Denn so hatte er 
den Jahreswirtschaftsbericht 2017 betitelt: „Für 
inklusives Wachstum.“ Gabriel zählte auf: Min-
destlohn eingeführt, Niedriglohnsektor verklei-
nert, Tarifeinheit gestärkt, klammen Kommu-
nen unter die Arme gegriffen, massenhaft in die 
Infrastruktur investiert. 
 

Entlastungen nicht für Millionäre 

Leider profitierten nicht alle davon, so Gabriel. 
„Das ist alles noch nicht weit genug“, aber wir 
sind ein gutes Stück vorangekommen“, so der 
Minister. Die Koalition, mit der SPD-Fraktion als 
Treiber, sei auf dem Weg, Wohlstand für alle zu 
organisieren. Als ein Beleg gilt für ihn die Tatsa-
che, dass heute mehr als eine Million Jobs mehr 
in Deutschland existieren als zu Zeiten der Vor-
gängerregierung. Dieser wirtschaftliche Erfolg 
sei der Erfolg der Millionen Menschen, die jeden 
Tag hart arbeiten und das Land voranbringen. 
Sie seien die Ursache dieser guten Entwicklung. 
 
Zur Wahrheit gehört aber auch, daraus machte 
Gabriel keinen Hehl: „Viele Leute, vor allem auf 
dem Land, fühlen sich aus dem Blick der Politik 
verschwunden“. Ganze Landstriche verlören 
den Anschluss, warnte Gabriel. Deshalb müss-
ten die bestehenden Haushaltsüberschüsse in-
vestiert werden. In Bildung, in Straßen, Schulen, 
Digitalisierung. Denn das seien die Herausforde-
rungen der Zukunft. 
 
Für Gabriel steht fest, dass es finanzielle Entlas-
tungen für die Menschen geben müsse – „aber 
nicht mit der Gießkanne und nicht für Millio-
näre“. Er warb dafür, die Sozialabgaben zu sen-
ken, davon hätten insbesondere die Bezieherin-
nen und Bezieher kleiner und mittlerer Ein-kom-
men mehr. 
 
Der designierte Außenminister warnte zugleich 
vor dem Vormarsch autoritärer Antworten; libe-
rale und soziale Demokratien seien auf dem 
Rückmarsch. „Die Europafeindlichkeit hat ein 
gefährliches Ausmaß angenommen.“ Sollten bei 
den Wahlen in den Niederlanden und in Frank-
reich den Europafeinden nach dem Brexit wei-
tere Erfolge gelingen, „droht uns wirklich das 
Auseinanderfallen des größten Zivilisationspro-
jektes des 20. Jahrhunderts – nämlich der Euro-
päischen Union.“ Deutschland wäre dann iso-
liert und würde weitere Partner verlieren: „Man 
kann die Lage gar nicht dramatisch genug emp-
finden, sagte Gabriel.“ Die Demokratie-feind-
lichkeit sei zurückgekehrt. Aber: „Die 85 Pro-
zent, die jeden Tag arbeiten gehen, fleißig sind, 
sich ehrenamtlich engagieren, die repräsentie-
ren Deutschland, nicht die 15 Prozent Schrei-
hälse.“ 
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Jahreswirtschaftsbericht 2017: Für inklusives 

Wachstum in Deutschland und Europa 

Am Donnerstag hat der Bundestag im Rahmen 
einer Regierungserklärung von Wirtschafts-mi-
nister Sigmar Gabriel den Jahreswirtschaftsbe-
richt 2017 debattiert.  
 
Unter all den beunruhigenden Nachrichten aus 
aller Welt gibt es auch etwas beständig Erfreuli-
ches: Der deutschen Wirtschaft geht es gut. Das 
zeigt der Jahreswirtschaftsbericht 2017 der 
Bundesregierung. Demnach ist 2016 ist das 
Bruttoinlandsprodukt um preisbereinigt 1,9 
Pro-zent und damit so stark wie seit 2011 nicht 
mehr gestiegen. Und auch dieses Jahr soll es 
weiter aufwärts gehen. So liegt zum Beispiel die 
Zahl der Beschäftigten mit mehr als 43 Millionen 
auf einem Rekordhoch. Dem Bericht zufolge bil-
den die steigenden Einkommen bei einem ge-
mäßigten Anstieg der Verbraucherpreise güns-
tige Rahmenbedingungen für die privaten Haus-
halte. Die Haushalte wiederum weiten ihre Kon-
sumausgaben im Vergleich zur jüngeren Ver-
gangenheit überdurchschnittlich aus und inves-
tieren kräftig in Wohnbauten. 
 
Der hohe Beschäftigungsstand trägt, so der Be-
richt, nicht nur maßgeblich zur Chancengerech-
tigkeit und zum gesellschaftlichen Zusammen-
halt in Deutschland bei, sondern leistet auch ei-
nen wesentlichen Beitrag zur Stabilisierung der 
sozialen Sicherungssysteme. 
 
Steigende Ausgaben des Staates für Konsum 

und Investitionen 

Der Staatshaushalt erzielte im Jahr 2016 einen 
Überschuss in Höhe von 0,6 Prozent in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Die gute 
Lage der öffentlichen Haushalte ermöglicht stei-
gende Ausgaben des Staates für Konsum und In-
vestitionen. 
 
Thomas Oppermann, SPD-Fraktionsvor-
sitzender, betont: „Wir wollen, dass Deutsch-
land auch weiterhin wirtschaftlich stark und 
wettbewerbsfähig bleibt. Dafür müssen wir 
heute die not-wendigen Voraussetzungen 
schaffen: Mit Investitionen in Bildung, ein 
schnelles Internet und leistungsfähige Verkehrs-
wege. Wir fordern die Union auf, sich dem nicht 
länger zu verweigern und die Überschüsse des 
Bundes aus dem Jahr 2016 für notwendige In-
vestitionen in diesen Bereich einzusetzen. Mit 6 
Milliarden Euro könnten zum Beispiel 3500 
Schulen und berufliche Schulen saniert und für 
den digitalen Unterricht fit gemacht werden. 
Wir finden: Wer hart arbeitet und dem Staat 

Überschüsse erwirtschaftet, der darf zurecht er-
warten, dass seine Kinder gute Schulen vorfin-
den, er schnell ins Internet kommt und Straßen 
und Eisenbahnen in bestmöglichem Zustand 
sind.“ 
 
Auch Hubertus Heil sagt: „In Deutschland müs-
sen wir die gute wirtschaftliche Lage nutzen, um 
weiter in die Zukunft zu investieren – vor allem 
in bessere Schulen und in digitale Innovationen. 
Ich hoffe, dass Bundesfinanzminister Schäuble 
seine Blockade gegen diese Zukunftsinvestitio-
nen bald aufgibt.“ 
 
Die deutschen Unternehmen werden dem Be-
richt zufolge im Projektionszeitraum etwas 
mehr in Ausrüstungen und Maschinen investie-
ren, um die langsam steigende Nachfrage aus 
dem Ausland bedienen zu können. 
 
Der Welthandel bleibt dagegen verhalten und 
könnte sogar beeinträchtigt werden. Die Risi-
ken, insbesondere aus dem außenwirtschaftli-
chen Umfeld, bleiben beachtlich. Das dämpft 
laut Wirtschaftsbericht die Aussichten für die 
Exporte und damit auch die Investitionsneigung 
der Unternehmen in Ausrüstungen und Bauten. 
Alles in allem ist derzeit jedoch kein Abbruch 
des stetigen Aufwärtstrends absehbar. 
 

Was ist nun mit inklusivem Wachstum 

gemeint?  

Aus Sicht der Koalition zeichnet sich inklusives 
Wachstum durch ein steigendes Wohlstandsni-
veau aus, das für alle Teile der Bevölkerung 
Chancen eröffnet und den erarbeiteten Wohl-
stand fair in der Gesellschaft verteilt. 
 
Neben der Begrenzung von Marktmacht mittels 
einer wettbewerblichen Wirtschaftsordnung 
gehört dazu vor allem Chancengerechtigkeit für 
alle Mitglieder der Gesellschaft. Damit ist auch 
ein Ausgleich von Einkommensunterschieden 
verbunden, wie er im Steuer- und Transfersys-
tem verankert ist. 
 
Ein hohes Maß an gesamtgesellschaftlicher Le-
bensqualität erfordert, dass möglichst viele an 
der positiven wirtschaftlichen Entwicklung teil-
haben. Angesichts der Komplexität einer globa-
lisierten Marktwirtschaft, dem anhaltenden Zu-
wanderungsdruck aus Krisenregionen und der 
rasant voranschreitenden Digitalisierung ge-
winnt dieses Ziel einer möglichst breiten gesell-
schaftlichen Partizipation am wirtschaftlichen 
Aufschwung zunehmend an Bedeutung. 
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Nicht zuletzt mit Blick auf den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt spricht vieles dafür, materielle 
Ungleichheit zu begrenzen, ohne Fehlanreize zu 
setzen. Vor diesem Hintergrund stärkt die Koali-
tion durch ihre Politik ganz bewusst die Grund-
lagen für inklusives Wachstum, gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und hohe Lebensqualität. 
 
Für die SPD-Fraktion ist wirtschaftlicher Erfolg 
eine Frage der Gerechtigkeit. Denn nur mit ver-
lässlichen Einnahmen ist der Staat handlungsfä-
hig und kann für Jobs, Sicherheit und Chancen-
gleichheit sorgen. Umgekehrt gilt zugleich: Nur 
eine gerechte Gesellschaft kann auf Dauer wirt-
schaftlich prosperieren. Deshalb setzen sich die 
Sozialdemokraten zum Beispiel bei den Mana-
gergehältern dafür ein, dass auch hier wieder 
Maß und Mitte herrschen. Die SPD-Fraktion 
steht für eine soziale Marktwirtschaft, die ihren 
Namen verdient. 
 
 
INNERES 
 
Den Einsatz von Bodycams 

verbessern 
Mit einem neuen Gesetzentwurf, den der Bun-
destag am Freitag in 1. Lesung beraten hat, soll 
die Bundespolizei neue Befugnisse zum Einsatz 
von so genannten Bodycams und automati-
schen Kennzeichenlesesystemen erhalten. De-
ren Einsatz kann die Fahndungsintensität vor al-
lem bei grenzüberschreitender Kriminalität er-
höhen. 
 
Bodycams bedeuten mobile, körpernah getra-
gene Videotechnik. Sie sollen insbesondere eine 
bessere Verfolgung von Straftaten ermöglichen 
und Gewaltdelikte gegen Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte verhindern. Denn Angriffe 
auf Polizisten werden immer häufiger, ein Bei-
spiel dafür ist die Brennpunktbildung bei bahn-
polizeilichen Einsätzen. 
 
Der Gesetzentwurf (Drs. 18/10939) sieht zudem 
vor, die Aufzeichnung von eingehenden Tele-
fongesprächen in Einsatzleitstellen zu ermögli-
chen. Denn dort gehen häufig Anrufe wegen Su-
izidandrohungen, Bombendrohungen oder her-
renlosem Gepäck ein. Werden die Anrufe aufge-
zeichnet, können sie bei Bedarf erneut zur Auf-
klärung gehört werden. 
 
 
 
 

Videoüberwachung gezielter 

ermöglichen 
Schon bevor der Islamist Anis Amri den Anschlag 
in Berlin verübte, hatte sich die Koalition auf ein 
Gesetz geeinigt, dass mehr Videoüberwachung 
an bestimmten Orten und Plätzen zulassen soll. 
Dabei geht es beispielsweise um Einkaufszen-
tren. Ziel ist, eine erhöhte Sicherheit und Aufklä-
rung von Straftaten zu erreichen. Um das mög-
lich zu machen, muss aber das Bundesdaten-
schutzgesetz geändert werden. 
 
Genau darüber hat das Parlament am Freitag-
morgen in 1. Lesung beraten (Videoüberwa-
chungsverbesserungsgesetz, Drs. 18/10941). 
Die Regelungen im Bundesdatenschutz müssen 
nun so angepasst werden, dass der Schutz von 
Leben, Gesundheit oder Freiheit bei Videoüber-
wachungsmaßnahmen in Einrichtungen und 
Fahrzeugen des öffentlichen Schienen-, Schiffs- 
und Busverkehrs und öffentlich zugänglichen 
Großanlagen wie Sport- und Vergnügungsstät-
ten, Einkaufszentren und Parkplätzen von dort 
verweilenden Menschen als besonders wichti-
ges Interesse gilt. 
 
Damit können die Betreiber solcher Anlagen, 
Einrichtungen oder Fahrzeuge in ihrem eigenen 
Interesse einen Beitrag zur Sicherheit für die 
Menschen dort leisten – der auch im öffentli-
chen Interesse liegt. Eine Verpflichtung Privater 
zur Videoinstallation bedeutet das jedoch nicht. 
 
 
INTEGRATION 
 

Muslime in Deutschland: in der 

Mitte der Gesellschaft 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat in dieser Wo-
che mit mehr als 300 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer über bessere Teilhabe muslimischer 
Bürgerinnen und Bürger in Deutschland disku-
tiert. Die Sozialdemokraten freuen sich über die 
positive Resonanz, die die Fachkonferenz „Mus-
lime in Deutschland“ mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Verbände und der Islamwissen-
schaftlerin Lamya Kaddor hervorgerufen hat. 
 
Die Diskussion um den Moschee-Dachverband 
Ditib zeigt, wie wichtig es ist, auf Augenhöhe 
über die alltägliche Situation von Muslimen in 
Deutschland zu sprechen: mit ihnen und nicht 
über sie. Konkrete Probleme müssen angepackt 
werden. 
 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

6 

Die muslimischen Bürgerinnen und Bürger ge-
hören in die Mitte unserer Gesellschaft. Zum 
weitaus größten Teil leben Muslime in Deutsch-
land friedlich und distanzieren sich von Terror 
und Gewalt. 
 
Es geht darum, das Grundgesetz als Basis unse-
res Zusammenlebens für alle anzuerkennen. In 
der Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik, bei der 
politischen Partizipation, aber auch bei der Ent-
wicklung eines in Deutschland geprägten Islam 
müssen Fortschritte gemacht werden. Kontro-
versen müssen ausgetragen werden, seien sie 
innerhalb der Muslime oder auch über ihre 
Rolle und ihr Verhältnis zur Türkei und anderen 
Herkunftsstaaten.  
 
Die SPD-Fraktion unterstützt eine Weiterent-
wicklung des Verbandes Ditib, der der türki-
schen Religionsbehörde unterstellt ist, damit 
sich Muslime in Deutschland unabhängiger und 
selbständig organisieren können. 
 
Kommunales Wahlrecht für hier lebende 

Ausländer 

In der Arbeitswelt werden immer noch häufig 
Diskriminierungen erlebt, hier müssen wir an-
setzen, damit wichtiges Potenzial nicht verloren 
geht. Die Sozialdemokraten fordern ein kommu-
nales Wahlrecht für hier lebende und verwur-
zelte Ausländerinnen und Ausländer. Gerade im 
Stadtteil geht es um sozialen Integration. Der Di-
alog der Religion und religiöse Bildung tragen 
entscheidend zu Toleranz und friedlichem Mit-
einander bei. Und das Zusammenleben im All-
tag funktioniert nur, wenn es von gegenseiti-
gem Respekt getragen ist. 
 
Die SPD-Abgeordneten Eva Högl, Kerstin Griese 
und Uli Grötsch ziehen aus dieser Veranstaltung 
das Fazit, dass sie regelmäßig zu einem solchen 
Dialog einladen werden. Der große Gesprächs-
bedarf auf dieser Konferenz habe gezeigt: Wir 
brauchen ein neues Miteinander und die SPD-
Bundestagsfraktion will an den konkreten Fra-
gen der Integration und Teilhabe weiter arbei-
ten. Vielfalt, auch religiöse Vielfalt, ist eine 
Chance. 
 
 
FINANZEN 
 

Rechtsklarheit bei Richtlinien für 

Wohnimmobilienkredite 
Eine so genannte Wohnimmobilienkreditrichtli-
nie, die von der EU vorgegeben war, hatte mit 

ihrer Umsetzung in deutsches Recht für Verwir-
rung und Verunsicherung bei der Kreditvergabe 
durch Geldinstitute geführt. Die Richtlinie zielt 
auf die zivil- und aufsichtsrechtliche Kreditwür-
digkeitsprüfung. 
 
Vor allem die Kreditvergabe bei altersgerech-
tem Umbau, bei Renovierungen und die Frage 
der künftigen Kreditfähigkeit hatten in der Pra-
xis zu Umsetzungsschwierigkeiten geführt. 
Denn Banken hatten wegen vermeintlicher Un-
klarheiten im Gesetz oft jungen Familien, befris-
tet Angestellten und Senioren keine Kredite 
mehr gegeben. 
 
Mit einem von der Koalition am Donnerstag neu 
eingebrachten Gesetzentwurf soll die Umset-
zung dieser Richtlinie nun präzisiert werden 
(Drs. 18/10935). 
 
Wie von der SPD-Bundestagsfraktion gefordert, 
sieht der Gesetzentwurf unter anderem vor, 
dass bei den Sicherheiten für ein Darlehen 
Wertsteigerungen von Immobilien uneinge-
schränkt berücksichtigt werden dürfen, wenn 
das Darlehen dem Bau oder der Sanierung der 
Immobilie dient. Banken haben nun Rechtssi-
cherheit. 
 
 

Besserer Anlegerschutz und mehr 

Transparenz im Kapitalmarktrecht 
Am Donnerstag hat der Bundestag sich dem Ka-
pitalmarktrecht gewidmet. In 1. Lesung berie-
ten die Abgeordneten einen Gesetzentwurf der 
Koalition, der der nationalen Umsetzung euro-
päischer Rechtsakte dient, insbesondere der 
zweiten Richtlinie über Märkte für Finanzinstru-
mente MiFID II (Drs. 18/10936). 
 
Diese Richtlinie ist ein Kernstück der Finanz-
marktregulierung im europäischen Binnen-
markt. Transparenz und Anlegerschutz im Kapi-
talmarktrecht sollen damit gestärkt werden. 
Hierbei ist auch vorgesehen, die unabhängige 
Honorarberatung zu stärken. Das hat die SPD-
Bundestagsfraktion seit langem gefordert. 
 
Zudem sieht der Gesetzentwurf vor, das bislang 
im Rahmen einer Finanzanlageberatung vor-ge-
schriebene Beratungsprotokoll durch eine soge-
nannte Geeignetheitserklärung abzulösen. Da-
mit soll einer Fehl- und Falschberatung besser 
vorgebeugt werden. 
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GESUNDHEIT 
 

Schluss mit Unregelmäßigkeiten im 

Gesundheitswesen  

Das Wichtigste zusammengefasst: Ein neues 
Gesetz stärkt die Transparenz und die Aufsichts-
möglichkeiten des Bundesministeriums für Ge-
sundheit gegenüber den Spitzenorganisationen 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Ziel ist 
es, künftig Finanzskandale, wie sie bei der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung vorgekom-
men sind, zu vermeiden. 

 
Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) 
hat in der letzten Zeit wegen überhöhter Zah-
lungen an Ruheständler und zweifelhafter Im-
mobilienfinanzierungen öffentlich von sich re-
den gemacht. Im Zusammenhang mit dem Neu-
bau der KBV-Zentrale soll die Organisation laut 
Bundesgesundheitsministerium offenbar „er-
heblich gegen gesetzliche Vorgaben“ verstoßen 
haben. 
 
2016 forderte das Bundesministerium für Ge-
sundheit die KBV auf, rechtswidrige Pensions-
zahlungen und Immobiliengeschäfte zurückzu-
nehmen und drohte mit Zwangsverwaltung. Die 
KBV kam der Aufforderung nach. 
 
Damit solche skandalösen Entwicklungen in Zu-
kunft verhindert werden, hat der Bundestag am 
26. Januar das GKV-Selbstverwaltungs-
stärkungsgesetz (Drs. 18/10605, 18/11009) be-
schlossen. Das Gesetz stärkt die aufsichtsrecht-
lichen Möglichkeiten des Bundesministeriums 
für Gesundheit gegenüber den Spitzenorganisa-
tionen der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Dazu gehören die KBV, die Kassenzahnärztliche 
Bundesvereinigung, der Spitzenverband Bund 
der Krankenkassen, der Medizinische Dienst des 
Spitzenverbandes Bund und der Gemeinsame 
Bundesausschuss. 
 
Das Gesetz beinhaltet Vorgaben für die Haus-
halts- und Vermögensverwaltung, die internen 
und externen Transparenzpflichten sowie Kon-
trollmechanismen. Die Geschäfts-, Rechnungs- 
und Betriebsführung soll regelmäßig kontrol-
liert werden. Mit der verpflichtenden Einrich-
tung einer Innenrevision sollen Unregelmäßig-
keiten unterbunden werden. Bei nachgewiese-
nen Abweichungen kann das Bundesministe-
rium für Gesundheit eine „Person für besondere 
Angelegenheiten“ benennen und in die jewei-
lige Organisation entsenden, die sie dann berät 
und kontrolliert.  

UMWELT 
 

Gelockerter Lärmschutz hilft 

Sportvereinen 

Das Wichtigste zusammengefasst: Ein neues 
Gesetz ändert die Lärmschutzgrenzen in den Ru-
hezeiten am Abend und in der Mittagsruhe an 
Sonn- und Feiertagen für Sportanlagen in 
Wohngebieten. Dadurch können Sportvereine 
wieder mehr Trainingszeiten nutzen. Das unter-
stützt die soziale, integrative und gesundheitli-
che Funktion des Sports. 

 
Sportangebote vor allem für Kinder und Jugend-
liche haben in Städten und Gemeinden eine 
wichtige soziale, integrative und gesundheitli-
che Funktion und dürfen nicht an den Stadtrand 
gedrängt werden. Deshalb hat der Bundestag 
die Zweite Verordnung zur Änderung der Sport-
anlagenlärmschutzverordnung (Drs. 18/10483, 
18/11006) am Donnerstag beschlossen. 
 
Der Lärmschutz in Ruhezeiten, wie ihn die bis-
herige Regelung für Sportanlagen in Wohnge-
bieten vorsieht, hat dazu geführt, dass Sportver-
eine ihr Trainingsangebot für Jugendliche häufig 
reduzieren mussten. Oftmals konnten sie des-
halb auch keine neuen Mitglieder aufnehmen. 
Dazu kommt, dass viele Schulen im Rahmen ih-
rer Ganztagsangebote mit Sportvereinen zu-
sammenarbeiten und die Sportflächen am 
Nachmittag durch Schulen genutzt werden. 
Durch die bestehende Lärmschutzverordnung 
war bislang eine Verlagerung von Vereinstrai-
ningszeiten in den Abend nur begrenzt möglich 
oder sogar nicht umzusetzen. 
 
Die geänderte Lärmschutzverordnung erleich-
tert nun Sport in Wohngegenden. Dazu werden 
die Immissionsschutzwerte (Lärmschutzwerte) 
in den abendlichen Ruhezeiten von 20:00 bis 22 
Uhr und am Nachmittag von Sonn- und Feierta-
gen zwischen 13:00 und 15:00 um fünf Dezibel 
erhöht. Das entspricht den Werten, die ansons-
ten tagsüber gelten. Außerdem kann der Min-
destabstand von einem neuen Spielfeld zur 
Wohnbebauung geringer als die bislang gültigen 
150 Meter ausfallen. 
 
Darüber hinaus wird der Sportbetrieb auf Anla-
gen, die vor 1991 genehmigt oder zulässiger-
weise ohne Genehmigung errichtet worden 
sind, rechtlich besser abgesichert. Der Bonus für 
Altanlagen gilt auch bei Umbauten, Änderungen 
der Nutzung und einer leichten Überschreitung 
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der Lärmschutzwerte. Darunter fallen beispiels-
weise das Verlegen von Kunstrasen oder Reno-
vierungen. Die Maßnahmen werden in der ge-
änderten Verordnung aufgelistet. Das bedeutet, 
dass Modernisierungsmaßnahmen nicht dazu 
führen, dass der Sportbetrieb dadurch einge-
schränkt werden kann. 
 
Kommunen und Sportverbände begrüßen die 
Änderung der Sportanlagenverordnung. 
 
 

Koalition will Fahrschulunterricht 

verbessern 

Das Wichtigste zusammengefasst: Mit einem 
neuen Gesetz soll die Aus- und Weiterbildung 
von Fahrlehrern verbessert werden. Das soll die 
Sicherheit junger Autofahrer im Straßenverkehr 
verbessern; Fahrschulen sollen außerdem durch 
Entbürokratisierungen entlastet werden. 

 
Am Donnerstag hat sich der Bundestag erstma-
lig mit dem Gesetzentwurf über das Fahrlehrer-
wesen und zur Änderung anderer straßenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften (Drs. 18/10937) 
befasst. 
 
Junge Autofahrer im Alter von 18 bis 24 Jahren 
sind am häufigsten Opfer von Verkehrsunfällen. 
Im Jahr 2014 verunglückten im Straßenverkehr 
aus dieser Altersgruppe in Deutschland 67.241 
junge Männer und Frauen. Deshalb soll der Ge-
setzentwurf auch dazu führen, dass vor allem 
junge Fahranfänger und Fahranfängerinnen von 
einer besseren Qualität der Fahrschulausbil-
dung profitieren und die Verkehrssicherheit auf 
Deutschlands Straßen erhöht wird. 
 
Dazu soll die pädagogische Überwachung der 
Fahrschullehrer- und -lehrerinnen bundesein-
heitlich geregelt werden. Zukünftig sollen nicht 
nur rein formale Kriterien zur Bewertung der 
Ausbildung herangezogen werden, sondern die 
fachliche und pädagogische Qualität der Fahr-
lehrerausbildung soll im Mittelpunkt stehen. 
Die Ausbildung der Fahrlehrer soll inklusive ei-
nes Lehrpraktikums mindestens zwölf Monate 
betragen.  
 
Zudem soll die Zuverlässigkeit für den Fahrleh-
rerberuf durch die regelmäßige Vorlage eines 
Führungszeugnisses überprüft werden. Des 
Weiteren soll die „freie Mitarbeiterschaft“ in 
Fahrschulen ausgeschlossen werden. Fahrlehrer 
müssen künftig eine feste Anstellung bei einer 
Fahrschule haben. Dadurch sollen die Qualität 

der Fahrausbildung gesichert und soziale Ver-
werfungen verhindert werden. 
 
Das Gesetz sieht auch vor, durch Entbürokrati-
sierung die Situation der Fahrschulen zu verbes-
sern. Das ist besonders wichtig für die Kleinstbe-
triebe und „Ein-Personen-Unternehmen" unter 
den Fahrschulen. Zusätzlich sollen Anzeige- und 
Nachweispflichten überarbeitet werden. Diese 
Veränderungen sollen Entlastungen für Fahr-
schulen in Höhe von rund 85 Millionen Euro ein-
bringen. Darüber hinaus soll das Gesetz dem 
drohenden Nachwuchsmangel bei den Fahrleh-
rern entgegenwirken. Deshalb sollen die Zu-
gangsvoraussetzungen für diesen Beruf geän-
dert werden. 
 
 
SOZIALES 
 

Sozialkassen im Baugewerbe bleiben 

bestehen 
Der Bundestag hat am Donnerstag ein Gesetz 
zur Sicherung der Sozialkassenverfahren im 
Baugewerbe (Drs. 18/10631, 18/11001) be-
schlossen. 
 
In der Baubranche herrschen im Vergleich zu 
anderen Branchen spezielle Arbeits- und Pro-
duktionsbedingungen. Dazu gehören kurze Ar-
beitsverhältnisse während eines Jahres, häufige 
Wechsel der Arbeitgeber und ein Beschäfti-
gungsrückgang in den Wintermonaten. 
 
Damit die Beschäftigten der Baubranche trotz 
dieser Bedingungen sozial gut abgesichert sind, 
erbringen die Sozialkassen in der Bauwirtschaft 
einen wichtigen Beitrag. Die gemeinsamen Ein-
richtungen der Tarifvertragsparteien schaffen 
einen Ausgleich für die strukturbedingten Nach-
teile der Bauarbeitnehmer. 
 
Die Sozialkasse der Bauwirtschaft (SOKA-BAU) 
ist die gemeinsame Einrichtung der drei Tarif-
vertragsparteien der Bauwirtschaft. Das sind die 
Industriegewerkschaft Bauen, Agrar, Umwelt, 
der Hauptverband der deutschen Bauindustrie 
und der Zentralverband des deutschen Bauge-
werbes. 
 
Gemeinsam sichern sie die Urlaubsansprüche, 
eine betriebliche Altersversorgung sowie Aus-
bildungsförderung für alle Beschäftigten und 
Betriebe der Bauwirtschaft. Das geschieht auf 
der Rechtsgrundlage von allgemeinverbindlich 
erklärten Tarifverträgen. Von den Leistungen 
der SOKA-BAU profitieren nicht nur bis zu 
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700.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, mehr als 35.000 Auszubildende, mehr als 
370.000 Rentnerinnen und Rentner, sondern 
letztlich die gesamte Baubranche. 
 
Das Bundesarbeitsgericht hatte aus formalen 
Gründen das Sozialkassenverfahren in der Bau-
branche in Frage gestellt und damit das System 
der Sozialkasse erheblich gefährdet. Das öffent-
liche Interesse an den Sozialkassen des Bauge-
werbes wird nicht bestritten, dennoch wurden 
die Allgemeinverbindlicherklärungen mehrerer 
Sozialkassentarifverträge für unwirksam erklärt. 
Das neue Gesetz sichert nun den unveränderten 
Fortbestand der Sozialkassenverfahren im Bau-
hauptgewerbe, es verhindert Rückforderungs-
ansprüche und ermöglicht den Einzug ausste-
hender Beiträge. Das bringt Sicherheit für Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber. 
 
 
FORSCHUNG 
 

Mehr Pharmaforschung gegen 

Infektionskrankheiten 
Der Bundestag hat am Donnerstag den Koaliti-
onsantrag zur Pharmaforschung zu Infektions-
krankheiten (Drs. 18/10972) erstmalig beraten. 
 
Weltweit nehmen die Infektionskrankheiten zu. 
Das stellt eine ernsthafte Bedrohung für die Ge-
sundheit dar, die größer wird, weil die Anzahl 
der Krankheitserreger steigt, die gegen Arznei-
mittel-Wirkstoffe resistent sind. Das erhöht die 
Risiken in der Intensivmedizin, bei Routineope-
rationen und bei immungeschwächten Patien-
ten, zum Beispiels bei Organtransplantationen. 
Allein in Europa sterben laut dem Europäischen 
Parlament 25.000 Menschen pro Jahr, weil 
Krankheitserreger gegen Antibiotika resistent 
sind. Weltweit sollen es 700.000 Menschen 
sein. 
 
Weil die Forschung sehr kostenintensiv ist und 
die Gewinnmargen zu gering, haben sich viele 
Pharmaunternehmen aus der Wirkstofffor-
schung für Infektionskrankheiten und neue An-
tibiotika zurückgezogen.  
 
In einem ihrem Antrag, fordern die Koalitions-
fraktionen die Bundesregierung unter anderem 
auf: 

 die nationale Förderung der Grundla-
genforschung, der vorklinischen und 
der klinischen Forschung im Bereich der 

Antiinfektiva (Arzneimittel zur Behand-
lung von Infektionen) fortzusetzen und 
zu stärken und 

 im Jahr 2017 eine „Nationale Wirkstoff-
initiative gegen Infektionskrankheiten“ 
aufzulegen, die die nationale und inter-
nationale Vernetzung von Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und Unter-
nehmen vorantreibt. 

 
 
AUSSENPOLITIK  
 

Bundeswehreinsätze in Mali und im 

Irak 
Am Donnerstag hat der Bundestag zwei Anträge 
der Bundesregierung beschlossen, mit denen 
Auslandseinsätze der Bundeswehr verlängert 
werden:  
 

 Fortsetzung der deutschen Beteiligung 
an der Ausbildungsunterstützung der 
Sicherheitskräfte der Regierung der Re-
gion Kurdistan-Irak und der irakischen 
Streitkräfte (Kampf gegen den IS, Drs. 
18/10820, 18/10968). 

 
 Beteiligung bewaffneter deutscher 

Streitkräfte an der Multidimensionalen 
Integrierten Stabilisierungsmission der 
Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA, 
Drs. 18/10819, 18/10967). 

 
 

Wechsel auf der Regierungsbank 
Der bisherige Bundesminister für Wirtschaft 
und Energie Sigmar Gabriel (SPD) ist neuer Au-
ßenminister. Brigitte Zypries (SPD,) bis jetzt Par-
lamentarische Staatssekretärin im Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie, übernahm 
das Amt der Bundesministerin für Wirtschaft 
und Energie. Ihr Nachfolger als Parlamentari-
scher Staatssekretär ist der SPD-
Bundestagsabgeordnete und Wirtschaftsex-
perte Dirk Wiese. 
 
Anlass für die Kabinettsumbildung ist das Aus-
scheiden von Bundespräsident Joachim Gauck 
am 20. März 2017. Er hatte eine zweite Amtszeit 
für sich ausgeschlossen. Als Kandidaten für die 
Nachfolge hat die Koalition Frank-Walter Stein-
meier nominiert. Die Wahl eines Bundespräsi-
denten findet am 12. Februar statt. Am 27. Ja-
nuar erhielt Außenminister Steinmeier (SPD) 
von Bundespräsident Gauck seine Entlassungs-
urkunde, so auch Wirtschaftsminister Gabriel, 
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der danach seine Ernennungsurkunde zum Au-
ßenminister entgegennahm. Brigitte Zypries 
wurde zunächst vor dem Deutschen Bundestag 
als Wirtschaftsministerin vereidigt, und im An-
schluss bekam auch sie ihre Ernennungsur-
kunde im Schloss Bellevue. 
 
Kurz vorgestellt: 

Für den Niedersachsen und Lehrer Sigmar Gab-
riel ist es nach dem Amt des Bundeswirtschafts-
ministers in dieser Wahlperiode und dem des 
Bundesumweltministers in der letzten Großen 
Koalition von 2005 bis 2009 das dritte Amt als 
Bundesminister. Zusätzlich bleibt er Vizekanz-
ler. 
 
Die 63-jährige Juristin Brigitte Zypries bringt 
jede Menge Erfahrungen mit in ihr neues Amt. 
Sie war als Parlamentarische Staatssekretärin 
im Wirtschaftsministerium zuständig für Infor-
mationstechnologie, Außenwirtschaft und Ko-
ordinatorin der Bundesregierung für Luft- und 
Raumfahrt. Zypries kennt das Amt einer Bun-
desministerin bereits: Sie war von 2002 bis 2009 
Bundesministerin der Justiz. 
 
Auch der 33-jährige Sauerländer Dirk Wiese ist 
Jurist. Seit 2013 ist er Mitglied des Deutschen 
Bundestages. Seit 2015 war Wiese Mitglied im 
Bundestagsausschuss für Wirtschaft und Ener-
gie. Einen Namen als Wirtschaftspolitiker 
machte er sich als stellvertretender Leiter des 
Projekts der SPD-Faktion #NeueErfolge – Vor-
sprung durch Innovation. 
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